
Satzung zur Änderung der

Gebührensatzung

des

Landkreises Zollernalbkreis

Der Kreistag des Landkreises Zollernalbkreis hat am 14.12.2015 aufgrund von § 3 der 
Landkreisordnung für Baden-Württemberg und der §§ 2, 11 und 13 bis 16 des 
Kommunalabgabengesetzes sowie § 19 Abs. 2 des Straßengesetzes für Baden-Würt-
temberg folgende 

Satzung zur Änderung der Gebührensatzung des Zollernalbkreises vom 11.11.1991, 
zuletzt geändert mit Satzung vom 
9.12.2013,

beschlossen:

§ 1 Änderungen zur Gebührensatzung 

1. Im gesamten Satzungstext wird der Begriff „Amtshandlung“ durch den Begriff 
„öffentliche Leistung“ ersetzt. 

2. § 3 erhält folgende Fassung:

§ 3 Gebührenhöhe

(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühren richtet sich nach dem dieser Satzung beigefügten
Gebührenverzeichnis. Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil der Satzung. Für 
öffentliche Leistungen, für die im Gebührenverzeichnis weder eine Verwaltungsgebühr 
bestimmt noch Gebührenfreiheit vorgesehen ist, ist eine Gebühr nach Ziffer 2 des 
Gebührenverzeichnisses zu erheben.

(2) Ist eine Verwaltungsgebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu erheben, bemisst
sich ihre Höhe nach dem Verwaltungsaufwand sowie nach der wirtschaftlichen oder 
sonstigen Bedeutung für den Gebührenschuldner zum Zeitpunkt der Beendigung der 
öffentlichen Leistung.

(3) Ist eine Verwaltungsgebühr nach dem Wert des Gegenstandes zu berechnen, so ist 
der Verkehrswert zur Zeit der Beendigung der Leistung maßgebend. Der 
Gebührenschuldner hat auf Verlangen den Wert des Gegenstandes nachzuweisen. Bei 
Verweigerung oder ungenügender Führung des Nachweises hat die Behörde den Wert 
auf Kosten des Gebührenschuldners zu schätzen. Sie kann sich hierbei 
Sachverständiger bedienen.

(4) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung abgelehnt, wird eine 
Verwaltungsgebühr in Höhe von einem Zehntel bis zum vollen Betrag der Gebühr 
erhoben. Wird der Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit abgelehnt, wird keine 
Gebühr erhoben.
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(5) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung, mit dessen sachlicher 
Bearbeitung begonnen ist, vor Erbringung der öffentlichen Leistung zurückgenommen 
oder unterbleibt die öffentliche Leistung aus sonstigen, vom Schuldner zu vertretenden 
Gründen, so wird je nach dem Stand der Bearbeitung ein Zehntel bis zur Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben. 

3. § 4 erhält folgende Fassung:

§ 4 Sachliche und persönliche Gebührenfreiheit

(1) Verwaltungsgebühren werden nicht erhoben für öffentliche Leistungen, die folgende
Angelegenheiten betreffen:

1. Gnadensachen,

2. das bestehende oder frühere Dienstverhältnis von Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes,

3. die bestehende oder frühere gesetzliche Dienstpflicht oder die bestehende oder frühere
an Stelle der gesetzlichen Dienstpflicht geleistete Tätigkeit,

4. Prüfungen, die der beruflichen Aus- und Weiterbildung dienen, mit Ausnahme von
Prüfungen zur Notenverbesserung,

5. Leistungen geringfügiger Natur, insbesondere mündliche und einfache Auskünfte, soweit
bei schriftlichen Auskünften nicht durch diese Satzung etwas anderes bestimmt ist,

6. die behördliche Informationsgewinnung,

7. Angelegenheiten der Sozialhilfe und sonstiger öffentlicher Fürsorge, der Jugendhilfe und
der Kriegsopferfürsorge, die Durchführung des Schwerbehindertengesetzes, des
Heimkehrergesetzes sowie das Ausweiswesen für Schwerbehinderte, des
Wohngeldgesetzes und des Bundesausbildungsförderungsgesetzes betreffen.

(2) Soweit Gegenseitigkeit besteht, sind von der Entrichtung der Verwaltungsgebühren
befreit:

1. das Land Baden-Württemberg,

2. die landesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die nach den
Haushaltsplänen des Landes für Rechnung des Landes verwaltet werden,

3. die Gemeinden, Landkreise, Gemeindeverbände und Zweckverbände sowie Verbände
der Regionalplanung in Baden-Württemberg.

(3) Die Befreiung nach Abs. 2 tritt nicht ein, soweit die dort Genannten berechtigt sind, die 
Verwaltungsgebühren Dritten aufzuerlegen oder in sonstiger Weise auf Dritte 
umzulegen.

§ 2 Änderung in der Anlage zur Gebührensatzung 

Im Gebührenverzeichnis wird Ziff. 17. Stundensatz wie folgt geändert:

gehobener Dienst (g. D.) 57,00
höherer Dienst (h. D.) 77,00
Sekretariat (Sek.) 40,00
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§ 2 Inkrafttreten

Die Satzungsänderung tritt am 1.1.2016 in Kraft.

Balingen, den 14.12.2015
Landratsamt Zollernalbkreis

Günther-Martin Pauli MdL
Landrat

Hinweis:

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Landkreisordnung für 
Baden-Württemberg (LKrO) oder aufgrund der LKrO beim Zustandekommen dieser Satzung 
wird nach § 3 Abs. 4 LKrO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber dem Zollernalbkreis geltend gemacht 
worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.


